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1. Gesetzentwurf zur steuerlichen Förderung des Mietwohnungsneubaus gebilligt 
 

Am 3.2.2016 billigte das Bundeskabinett einen Gesetzentwurf zur Einführung der steuerlichen Förde-

rung des Mietwohnungsneubaus. Damit soll die Schaffung neuer Mietwohnungen im unteren und mitt-

leren Preissegment in ausgewiesenen Fördergebieten steuerlich begünstigt werden. 

 

 Der Gesetzentwurf sieht dafür die Einführung einer zeitlich befristeten, degressiven Sonderab-

schreibung für die Anschaffung oder Herstellung neuer Mietwohngebäude in Gebieten mit ange-

spanntem Wohnungsmarkt vor, die auch für mittlere und untere Einkommensgruppen bezahlbar 

sind. Wohnungen mit hohem Standard und Geschäftsräume werden vollständig von der Maßnahme 

ausgeschlossen. 
 

 Die Förderung setzt nach dem derzeitigen Gesetzentwurf die Einhaltung einer Baukostenobergrenze 

von 3.000 € je Quadratmeter Wohnfläche voraus, von der maximal 2.000 € je Quadratmeter Wohn-

fläche gefördert werden sollen. 
 

 Die Sonderabschreibung soll im 1. und 2. Jahr 10 % und im 3. Jahr 9 % betragen und neben der 

normalen linearen AfA möglich sein, sodass sich nach 3 Jahren bereits 35 % der Investition steuer-

mindernd auswirken könnten. 
 

 Die begünstigten Flächen müssen mindestens 10 Jahre der Vermietung zu Wohnzwecken dienen. 
 

 Zum Fördergebiet gehören nur Gemeinden mit Mietenstufen IV bis VI, deren Mietenniveau um 

mindestens 5 % oberhalb des Bundesdurchschnitts liegt. Zusätzlich werden auch Gebiete mit Miet-

preisbremse und Gebiete mit abgesenkter Kappungsgrenze in das förderfähige Gebiet einbezogen. 
 

 Die Förderung soll zeitlich auf Baumaßnahmen begrenzt werden, mit denen in den Jahren 2016 bis 

2018 begonnen wird. Maßgebend ist der Bauantrag oder die Bauanzeige. Die Sonderabschreibung 

wird letztmalig im Jahr 2022 möglich sein.  

 

Anmerkung: Der Gesetzentwurf wird voraussichtlich alle parlamentarischen Hürden zügig passieren. 

Über den Werdegang bzw. die endgültige Verabschiedung halten wir Sie über dieses Informations-

schreiben auf dem Laufenden. 

 

 

 

2. „Gemischt genutzte Räume“ sind keine Arbeitszimmer 

 

Aufwendungen für häusliche Arbeitszimmer sind nur unter der Voraussetzung steuerlich abziehbar, 

dass für die betriebliche oder berufliche Tätigkeit kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht. Die 

Höhe der abziehbaren Aufwendungen ist dabei grundsätzlich auf 1.250 € im Jahr begrenzt. Ein darüber 

hinaus gehender Abzug ist nur möglich, wenn das Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten be-

trieblichen oder beruflichen Betätigung bildet. 

 

Ein häusliches Arbeitszimmer setzt voraus, dass es sich um einen büromäßig eingerichteten 

Raum handelt, der ausschließlich oder nahezu ausschließlich für betriebliche oder berufliche 

Zwecke genutzt wird. Fehlt es hieran, sind die Aufwendungen hierfür insgesamt nicht abziehbar. 

Damit scheidet eine Aufteilung und anteilige Berücksichtigung im Umfang der betrieblichen oder 

beruflichen Verwendung aus. Das trifft insbesondere auch bei einer sog. „Arbeitsecke“ zu. Dies hat 

der Große Senat des Bundesfinanzhofs mit Beschluss vom 27.7.2015 festgelegt. 

 

Im entschiedenen Fall war streitig, ob Kosten für einen Wohnraum, der zu 60 % zur Erzielung von Ein-

nahmen aus Vermietung und Verpachtung und zu 40 % privat genutzt wird, anteilig als Werbungskos-

ten abziehbar sind. Der Große Senat begründet seine negative Entscheidung damit, dass der Gesetzge-

ber ausdrücklich an den herkömmlichen Begriff des „häuslichen Arbeitszimmers“ angeknüpft hat, der 

seit jeher voraussetzt, dass der Raum wie ein Büro eingerichtet ist und ausschließlich oder nahezu aus-

schließlich zur Erzielung von Einnahmen genutzt wird. 



3.  Angabe der Steuer-Identifikationsnummer ab 1.1.2016 für das Kindergeld 
 

Seit dem 1.1.2016 ist das Kindergeld um weitere 2 € im Monat angehoben worden. Es beträgt jetzt für 

das erste und das zweite Kind monatlich 190 €, für das dritte Kind 196 € und für das vierte und jedes 

weitere Kind jeweils 221 €. Auch der Kinderfreibetrag erhöht sich um 48 € pro Kind und Elternteil. 

 

Damit das Kindergeld in Zukunft ausgezahlt wird, muss der Familienkasse die eigene Steuer-

Identifikationsnummer und die Steuer-Identifikationsnummer des Kindes mitgeteilt werden.  

 

Neuanträge für Kindergeld müssen die Steuer-Identifikationsnummern bereits enthalten. Eltern, die 

schon Kindergeld beziehen und die Nummer im Kindergeldantrag noch nicht angegeben haben, können 

den Kindergeldbezug sicherstellen, indem sie ihrer Familienkasse die Steuer-Identifikationsnummern 

im Laufe des Jahres 2016 schriftlich mitteilen. Kindergeldberechtigte werden im Laufe des Jahres 

2016 von ihrer zuständigen Familienkasse kontaktiert, wenn die Steuer-Identifikationsnummer dort 

noch nicht bei vorliegen. 

 

Ihre Steuer-Identifikationsnummer und die Ihres Kindes finden Sie im jeweiligen Mitteilungsschreiben 

des Bundeszentralamts für Steuern, oder auf der elektronischen Lohnsteuerbescheinigung Ihres Arbeit-

gebers oder in Ihrem Einkommensteuerbescheid verzeichnet. Sie können aber auch mit dem Eingabe-

formular im Internetportal des Bundeszentralamts für Steuern um erneute Zusendung bitten (Link: 

https://www.bzst.de). Die Mitteilung der Steuer-Identifikationsnummer erfolgt schriftlich.  

 

 

 

4. Automatischer Austausch von Informationen über Finanzkonten ab 2016  

tritt in Kraft 
 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung vom 18.12.2015 dem Gesetz zu der Mehrseitigen Vereinbarung 

vom 29.10.2014 zwischen den zuständigen Behörden über den automatischen Austausch von Informa-

tionen über Finanzkonten und zur Änderung weiterer Gesetze zugestimmt. 

 

Die Finanzverwaltungen der Vertragsstaaten können länderübergreifend steuerrelevante Informationen 

austauschen, um der zunehmenden Anzahl von Möglichkeiten zur Steuerverkürzung wirksam zu begeg-

nen. Die Finanzinstitute haben dem Bundeszentralamt für Steuern die Daten jeweils zum 31. Juli eines 

Jahres für das vorhergehende Kalenderjahr zu übermitteln; beginnend zum 31.7.2017 für 2016. Die 

Schweiz und Österreich haben erst 2018 für das Jahr 2017 die ersten Informationen zugesagt. 

 

Bei den Gesetzen handelt es sich um den automatischen Austausch von Informationen über Auslands-

konten von Privatpersonen. Damit soll es möglich werden, entsprechende Finanzdaten mit anderen 

Ländern automatisch auszutauschen.  

 

Deutschland und 50 weitere Staaten hatten sich Ende Oktober 2014 in einem globalen Abkommen ver-

pflichtet, sich ab Herbst 2017 gegenseitig über Auslandskonten von Privatpersonen zu informieren. 

Durch das Abkommen sollen auch Banken und Finanz­institute verpflichtet werden, Informationen über 

Zinsen, Dividenden, Guthaben auf Konten oder Erlöse aus dem Verkauf von Finanzvermögen einer 

Behörde zu melden. Zwischenzeitlich ist die Zahl der teilnehmenden Staaten auf über 60 angestiegen. 

Dazu gehören auch die Cayman lslands, die Kanalinsel Jersey, Liechtenstein und die Schweiz.  

 

Mitgeteilt werden müssen Name, Anschrift, Steueridentifikationsnummer sowie Geburtsdaten 

und -ort jeder meldepflichtigen Person, die Kontonummer, die Jahresenddaten der Finanzkonten 

sowie gutgeschriebene Kapitalerträge.  

 

 

 

 



5.  Modernisierung der Pflegeversicherung 
  

Die Modernisierung der Pflegeversicherung passierte am 18.12.2015 den Bundesrat. Sie führt unter 

anderem einen neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff und ein neues Begutachtungsverfahren ein. 

 

 Das neue Begutachtungsverfahren erfasst alle relevanten Aspekte der Pflegebedürftigkeit – unab-

hängig davon, ob diese auf körperlichen, psychischen oder kognitiven Beeinträchtigungen beruhen. 
 

 Die bisherigen 3 Pflegestufen werden durch 5 Pflegegrade ersetzt. Maßgeblich für die Einstufung ist 

dabei der Grad der Selbstständigkeit einer Person.  
 

 Leistungen der Pflegeversicherung richten sich zukünftig allein nach dem festgestellten Pflegegrad 

und sollen passender als bisher auf die Versorgungsbedürfnisse hilfebedürftiger Menschen ausge-

richtet werden. 
 

 Das Gesetz stärkt zudem die soziale Absicherung von pflegenden Angehörigen. So kommt es zu 

Verbesserungen im Bereich der Renten-, Arbeitslosen- und Unfallversicherung. 
 

 Zur Finanzierung der Reform erhöhen sich zum Jahresanfang 2017 die Beiträge zur Pflegeversiche-

rung um 0,2 Prozentpunkte auf 2,55 % des Bruttoeinkommens. 
 

 Die Pflegereform trat in weiten Teilen bereits im Januar 2016 in Kraft. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
  

 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich für die  
 Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.1.2015 = - 0,83 % 
 1.7. – 31.12.2014 = - 0,73 % 
 1.1. – 30.6.2014 = - 0,63 % 

 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 
lhttp://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 

  

 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014): 
 Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 

 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014): 
 Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 
 zzgl. 40 € Pauschale 

 
 

 Verbraucherpreisindex 
 (2010 = 100) 

2015: Dezember = 107,0; November = 107,1; Oktober = 107,0;  
September = 107,0; August = 107,2; Juli = 107,2; Juni = 107,0;  Mai 107,1; 
April = 107,0; März =107,0; Februar = 106,5; Januar = 105,5 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 

http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 
  

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

 

http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Standardartikel/Bundesbank/Zinssaetze/basiszinssatz.html
https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Indikatoren/Konjunkturindikatoren/Preise/pre110.html

